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bestandes nun �ber Regelbeispiele die gleiche H�chststrafe von

bis zu zehn Jahren anzudrohen, ist dabei unter dem Aspekt der

Bestimmtheit kritisch zu sehen, da auch die Rechtsfolgenandro-

hung an Art. 103 II GG zu messen ist.51 Verteidiger d�rfen diesen

Gesichtspunkt weiterhin nicht aus den Augen verlieren. Damit,

dass der BGH seine Zweifel an der Bestimmtheit des »großen

Ausmaßes« auch auf § 370 III 2 Nr. 1 AO �bertr�gt, ist jedoch

vorerst nicht zu rechnen: Der BGH hat verdeutlicht, dass sich

seine Kritik speziell gegen den Einsatz des »großen Ausmaßes« als

»echtes« Tatbestandsmerkmal richtet.52

II. Weitere �nderungen
Der Gesetzgeber hat auch die §§ 373, 374 AO novelliert, um

Wertungswiderspr�che zu beseitigen. Die �nderungen bedeuten

insbesondere Ausweitungen der Strafrahmen und eine Klarstel-

lung zur Strafbarkeit des Versuchs.53 Eine im Kontext erhebliche

�nderung erfolgte bei der Geldw�sche. Bereits § 370a AO war zu

einer Vortat der Geldw�sche geworden, was schon h�chst bedeut-

sam und problematisch war.54 Jetzt hat der Gesetzgeber kurzer-

hand auf das zur Begrenzung gedachte aber untaugliche Erfor-

dernis des »besonderen Ausmaßes« der Steuerhinterziehung

verzichtet und § 370 AO fast uneingeschr�nkt zu einer regul�ren

Vortat der Geldw�sche nach § 261 I 2 Nr. 4, 3 StGB werden

lassen, da die »Gewerbsm�ßigkeit« des § 261 I 2 Nr. 4 StGB bei

der Steuerhinterziehung keine echte Begrenzung bedeutet. Dies

vertieft die existenten Bedenken gegen die Steuerhinterziehung als

Vortat nochmals.

Auch im �brigen hat der Gesetzgeber die Streichung des

§ 370a AO kompensiert. In § 100a II Nr. 2a StPO n.F. hat er

den besonders schweren Fall des § 370 III 2 Nr. 5 AO als Kata-

logtat aufgenommen. Dies ist kritisch zu sehen, da heimliche

�berwachungsmaßnahmen auf bestimmten Eingriffsgesetzen be-

ruhen und verh�ltnism�ßig sein m�ssen. Praktisch d�rfte die

�nderung bedeuten, dass pauschal bei jedem Verdacht auf eine

bandenm�ßig begangene Hinterziehung von Umsatz- und ande-

ren Verbrauchssteuern eine Katalogtat bejaht wird. So werden

auch F�lle, die letztlich keinen besonders schweren Fall darstellen,

heimlichen �berwachungsmaßnahmen unterliegen. Freilich steht

dem normativ nun § 100a I Nr. 2 StPO n.F. entgegen: Nach ihm

muss eine Katalogtat auch im Einzelfall eine schwere Straftat sein.
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Die geplante Schrottzerkleinerungsanlage

THEMATIK Anwaltsschrifts�tze, Klageerwiderung f�r die beigeladene Inhaberin einer immissionsschutzrecht-

lichen Genehmigung im Nachbaranfechtungsprozess; Eilantrag auf Anordnung des Sofortvollzugs

der Genehmigung durch das Gericht; �berpr�fung der Erfolgsaussichten einer Klage der Geneh-

migungsinhaberin gegen eine belastende Nebenbestimmung der Genehmigung

SCHWIERIGKEITSGRAD Entspricht einer schweren Klausur aus der zweiten juristischen Staatspr�fung

BEARBEITUNGSZEIT 5 Stunden

HILFSMITTEL Gesetzestexte; Kopp/Schenke, VwGO; Kopp/Ramsauer, VwVfG

n SACHVERHALT
In der Kanzlei von Rechtsanwalt Dr. Thannh�user in M�nchen erscheint am 5.12.2007 der

Gesch�ftsf�hrer der Eisenverwertungs GmbH, Herr Engelke, und erkl�rt folgendes:

Mandantengespr�ch

»Herr Rechtsanwalt, ich bin alleiniger Gesch�ftsf�hrer der Eisenverwertungs GmbH. Die GmbH

hat, vertreten durch mich, eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung zum Zerkleinern von

Schrott auf dem Grundst�ck FlNr. 500 im Gewerbegebiet der kreisangeh�rigen Gemeinde Tutzing/

Oberbayern beantragt. Nach Durchf�hrung des Genehmigungsverfahrens wurde uns die Geneh-

migung mit Schreiben vom 21.10.2007 erteilt, allerdings unter der Auflage, die gesamte Zerklei-

nerungsanlage sp�testens ein Jahr nach Betriebsbeginn komplett einzuhausen. Diese Einhausung –

sie ist in dem Genehmigungsbescheid zwar nicht weiter konkretisiert, ich kenne aber vergleichbare

F�lle – kostet uns nach �berschl�giger Berechnung mindestens 200.000 E. In dem Genehmigungs-

bescheid ist ausgef�hrt, dass davon auszugehen sei, dass unser Betrieb nach ca. einem Jahr Betriebs-

dauer die Kosten hierf�r hereingewirtschaftet haben werde. Dies kommt zwar ungef�hr hin, unseres

Erachtens ist die Anlage jedoch auch ohne die Einhausung genehmigungsf�hig. Wir w�ren zwar

bereit, die Einhausung sp�ter auch tats�chlich zu bauen, weil sich der Betrieb der Anlage dennoch

voraussichtlich rechnen w�rde. Lieber w�re es mir aber, die Einhausung nicht herstellen zu m�ssen,

weil die Rentabilit�t der Anlage dann noch h�her w�re. Es w�rde sich f�r unsere Firma auf jeden Fall

sehr lohnen, wenn wir gleich den Betrieb ohne Einhausung aufnehmen k�nnten, selbst wenn wir

diese sp�ter noch nachtr�glich erstellen m�ssten.

Mein Sohn, der zusammen mit mir Gesellschafter der GmbH ist, ist dann in meinem Auftrag am

22.11.2007, also wohl kurz vor Ende der im Genehmigungsschreiben angegeben Klagefrist, zum

Bayerischen Verwaltungsgericht M�nchen gegangen und hat dort dem zust�ndigen Beamten, der

* Der Autor ist Richter und Ausbildungsleiter am Verwaltungsgericht M�nchen, nebenamtlicher Arbeitsgemeinschaftsleiter f�r Rechts-

referendare und Dozent an der Fachhochschule f�r �ffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Hof.

51 Vgl. BVerfGE 105, 135 (152 ff.); m.w.N. Gaede HRRS 2004, 165 (168 ff.); vgl. speziell

zur Kritik bei der Verwendung von Regelbeispielen m.w.N. Fischer StGB, 55. Aufl.2008,

§ 46 Rn. 96 f.

52 So m.w.N. BGH wistra 2005, 30 (32); 2004, 393 (394 f.).

53 Vgl. n�her zu den �nderungen BT-Drs. 16/5846, S. 75 f.

54 Vgl. zusf. Fischer (Fn. 51) § 261 Rn. 16b f.
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�ber das Ganze eine Niederschrift angefertigt hat, erkl�rt, er sei bevollm�chtigter Vertreter der

Eisenverwertungs GmbH; eine Vollmacht werde er nachreichen. Die GmbH sei prinzipiell mit der

Genehmigung einverstanden, wolle aber die Einhausung nicht akzeptieren. Eine Begr�ndung werde

ebenfalls nachgereicht.

Viel schlimmer ist aber, dass zwei Nachbarn und die Nachbargemeinde Bernried ebenfalls Klage

gegen die Genehmigung eingereicht haben. Unser Grundst�ck, auf dem die Anlage errichtet werden

soll, liegt n�mlich nah an der Gemeindegrenze zu Bernried. Der erste Nachbar, Herr Schreckenbach,

ist der Mieter eines auch in dem fraglichen Gewerbegebiet liegenden Grundst�cks. Er bewohnt dort

die Hausmeisterwohnung, die allerdings fast einen Kilometer von unserem Grundst�ck entfernt

liegt. Ich verstehe �berhaupt nicht, dass sich der so aufregt, er bekommt doch von unserem

geplanten Betrieb �berhaupt nichts mit. Der zweite Nachbar, Herr Petry, ist der Eigent�mer eines

in dem unserem Gewerbegebiet benachbarten Baugebiet gelegenen Grundst�cks, ich glaube, es

handelt sich dabei um ein Wohngebiet. Sein Grundst�ck liegt ca. 700 m von unserem Grundst�ck

entfernt. Auch der d�rfte doch keine unzumutbaren L�rmbeeintr�chtigungen haben. Die Klage der

Gemeinde Bernried schließlich verstehe ich �berhaupt nicht. Das angrenzende Gemeindegebiet von

Bernried ist �berhaupt nicht bebaut, dort sind nur Wiesen und Felder. Schließlich hat ja auch die

Gemeinde Tutzing unserem Vorhaben zugestimmt. Dann hat noch ein Herr Christmann Klage

erhoben. Den kenne ich jedoch gar nicht, ich glaube auch nicht, dass der bereits im Genehmigungs-

verfahren beteiligt war.

Ich habe die einschl�gigen Unterlagen mitgebracht, die k�nnen Sie behalten. Wichtig erscheint

mir insbesondere, dass das Gericht uns aufgefordert hat, unsere Klage zu begr�nden. Daneben hat

uns das Gericht die Klagen der Nachbarn und der Gemeinde Bernried zusammen mit einem

Beschluss, in dem wir zum Verfahren beigeladen wurden, zugestellt und uns aufgefordert, hierauf

zu erwidern. Vor allem aber m�chten wir mit dem Betrieb unserer Anlage schnellstm�glich

anfangen. Kann man da irgend etwas unternehmen oder stehen die Klagen der Nachbarn und

der Gemeinde Bernried entgegen? Ich habe mich, nachdem das Gericht uns die Klagen der Nach-

barn zugestellt hat, an das Landratsamt gewandt und gefragt, ob wir jetzt anfangen d�rfen oder

nicht. Dort hat man mir mitgeteilt, dass dies wegen der Klagen nicht ginge, wir m�ssten die

Entscheidung des Gerichts abwarten. Auf meine Frage, ob denn das Landratsamt mir nicht erlauben

k�nne, trotzdem sofort zu beginnen, habe ich zwei Tage sp�ter ein Schreiben des Landratsamts

bekommen, in dem mir mitgeteilt wird, mein Antrag auf sofortige Vollziehung der Genehmigung

werde abgelehnt.

Außerdem mache ich mir Sorgen, dass m�glicherweise unsere eigene Klage gegen die Einhausung

dazu f�hren k�nnte, dass wir jetzt nicht bald mit dem Bau und dem Betrieb unserer Anlage beginnen

k�nnen.

Bitte unternehmen Sie alle erforderlichen Schritte und reichen Sie insbesondere die hierf�r

notwendigen Schrifts�tze beim Gericht ein, soweit nach Ihrer Ansicht �berwiegende Erfolgsaus-

sichten bestehen. Wenn Sie meinen, dass wir hinsichtlich der Einhausungsbestimmung keine

Erfolgsaussichten haben, w�rde ich Sie bitten, die bereits eingereichte Klage zur�ckzunehmen.

Vielleicht k�nnten Sie mir alles in Kopie zukommen lassen und mir in einem Begleitschreiben

kurz auch f�r mich verst�ndlich erl�utern, warum Sie was unternommen haben. Es w�rde mich auch

interessieren, ob uns vielleicht eine Aufhebung der Genehmigung drohen k�nnte, selbst wenn die

gerichtlichen Verfahren f�r uns positiv ausgehen sollten.«

Rechtsanwalt Dr. Thannh�user l�sst sich eine Vollmacht geben und l�sst Herrn Engelke ein

Schreiben fertigen, in welchem best�tigt wird, dass dessen Sohn am 22.11.2007 von der GmbH

bevollm�chtigt war, Klage f�r die GmbH zu erheben.

Aus den von Herrn Engelke mitgebrachten Unterlagen und aus der vom Rechtsanwalt durch-

gef�hrten Akteneinsicht beim Landratsamt Starnberg und dem Gericht ergibt sich folgendes:

Ausz�ge aus den

Verfahrensakten und der

Vorkorrespondenz Die Eisenverwertungs GmbH hat einen ordnungsgem�ßen Antrag unter Beif�gung der erforder-

lichen Unterlagen gestellt. Die Genehmigungsbeh�rde – das Landratsamt Starnberg – ver�ffentlichte

das Vorhaben in ihrem Amtsblatt vom 12.5.2007 und in den �rtlichen Tageszeitungen. In der

Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass der Antrag mit den erforderlichen Unterlagen in

der Genehmigungsbeh�rde und im Rathaus der Gemeinde Tutzing w�hrend der Dienststunden in

der Zeit vom 22.5. bis 21.6.2007 zur Einsicht aufliege. Etwaige Einwendungen m�ssten bei der

Genehmigungsbeh�rde sp�testens bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist vorgebracht

werden. Mit Ablauf dieser Frist seien s�mtliche Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-

deren privatrechtlichen Titeln beruhten. In der Bekanntmachung wurde ferner ein Er�rterungstermin

bestimmt auf den 18.08.2007 und darauf hingewiesen, dass die Einwendungen auch bei Ausbleiben

der Antragstellerin oder der Personen, die Einwendungen erhoben h�tten, er�rtert w�rden.

Innerhalb der Auslegungsfrist erhoben Herr Schreckenbach und Herr Petry Einwendungen gegen

das Vorhaben. Sie wandten sich gegen die von der Anlage ausgehenden Eisenstaub- und Ger�usch-

emissionen. Hierdurch w�rden sie in ihrer Gesundheit und (bei Herrn Petry) ihrem Eigentum

gesch�digt. Die Gemeinde Bernried erhob ebenfalls innerhalb der Auslegungsfrist Einwendungen

und brachte vor, sie erw�ge, in den n�chsten Jahren unmittelbar an der Gemeindegrenze in der
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Nachbarschaft zur Eisenverwertungsanlage ein Wohngebiet auszuweisen, welches dann unertr�g-

lichen Immissionen ausgesetzt sei und deshalb nicht verwirklicht werden k�nne.

Die Einwendungen wurden im Termin vom 18.8.2007 er�rtert; sie blieben aufrechterhalten. Am

22.8.2007 erhob Herr Christmann, Eigent�mer eines bebauten Grundst�cks im fraglichen Gewer-

begebiet, ebenfalls Einwendungen gegen die beantragte Anlage und trug vor, er habe erst am

20.8.2007 zuf�llig im Gespr�ch mit einem Nachbarn erfahren, dass die Errichtung einer solchen

Anlage geplant sei, da er weder das Amtsblatt noch Tageszeitungen zu lesen pflege. Auch er wandte

sich gegen die Emissionen der Anlage und wies darauf hin, dass solche Anlagen in einem Gewer-

begebiet nicht angingen, sonst w�rde bald ein Industriegebiet daraus.

Mit Bescheid vom 21.10.2007 erteilte die Genehmigungsbeh�rde die beantragte Genehmigung.

Der Bescheid enth�lt eine Reihe von Nebenbestimmungen, unter anderem in Ziff. 6 die als Auflage

bezeichnete Festsetzung, dass sp�testens ein Jahr nach Betriebsbeginn die gesamte Anlage einzuhau-

sen sei. In dieser Nebenbestimmung wird darauf hingewiesen, dass die Einhausung, sollte sie bis zum

im Bescheid bestimmten Zeitpunkt nicht errichtet worden sein, mit Mitteln des Verwaltungszwangs

durchgesetzt werden k�nne. M�glicherweise k�nne sogar im Fall der nicht fristgerechten Einhau-

sung die gesamte Genehmigung widerrufen oder solange ausgesetzt werden, bis die Einhausung

tats�chlich errichtet worden sei.

Die Verfahrensunterlagen des Landratsamtes enthalten folgende Stellungnahme der immissions-

fachlichen Abteilung:

»In der geplanten Anlage (vgl. Nr. 8.9 a) der Spalte 1 des Anhangs zur 4. BImSchV) wird das zu

zerkleinernde Material – Eisen- und eisen�hnlicher Schrott – auf dem Betriebsgrundst�ck mit

Lastkraftwagen angeliefert und im Freien gelagert. Von dort wird es mit einem leistungsstarken

Schaufellader �ber eine Rampe auf den Aufgabetrichter der Zerkleinerungsanlage gegeben. Feinteile

werden ausgesiebt. Das restliche Material gelangt durch eine 2 qm große �ffnung in die Rotor-

m�hlen. Die maximale Leistung der Anlage betr�gt 500t/h. Das zerkleinerte Material wird �ber ein

F�rderband ausgetragen und wiederum im Freien gelagert. Die Anlage wird von einem Dieselmotor

mit 600 Kilowatt Leistung angetrieben.

Unter Ber�cksichtigung der Bauart, der Betriebsgr�ße, der Leistung, der Betriebsweise, der einge-

setzten Stoffe und den Vorrichtungen zur Emissionsbegrenzung und vor dem Hintergrund der die

unmittelbare Nachbarschaft stark bel�stigenden Ger�usch- und Staubemissionen ist eine solche Anlage

nur in einem Industriegebiet zul�ssig. Erst recht liegt damit keine atypische Anlage vor, die ausnahms-

weise – weil weniger st�rend als vergleichbare Anlagen – in einem Gewerbegebiet zul�ssig sein k�nnte.

Unzumutbare Bel�stigungen f�r die unmittelbare Nachbarschaft k�nnten nur durch eine Einhausung

der gesamten Anlage ausgeschlossen werden. Zu Art und Umfang sowie zur vorzunehmenden

baulichen Ausf�hrung der Einhausung m�ssten allerdings noch zeitaufwendige weitere Untersuchun-

gen durchgef�hrt werden. Hierzu bedarf es auch einer Abstimmung mit dem Antragsteller, da die

eingehauste Anlage sich von der Anlage in der beantragten Form doch sehr stark unterscheidet und es

fraglich ist, ob der Antragsteller eine eingehauste Anlage auch vor dem Hintergrund der damit

zwangsl�ufig verbundenen erheblichen Kostensteigerung �berhaupt beantragen will.

Gleichwohl werden durch die Anlage in der jetzt beantragten Form auf den Grundst�cken der

Verfahrensbeteiligten Schreckenbach und Petry auf Grund der relativ großen Entfernung zu dem

Betriebsgrundst�ck die einschl�gigen Grenzwerte der TA L�rm und der TA Luft f�r Ger�usch- und

Staubimmissionen mit Sicherheit nicht �berschritten. Etwas anderes gilt f�r die fraglichen Nach-

bargrundst�cke im Gemeindegebiet Bernried, welche nach dem Vortrag der Gemeinde Bernried

sp�ter einmal angeblich als Wohngebiet ausgewiesen werden sollen. Derzeit jedenfalls halten sich

dort nicht regelm�ßig Personen auf, vielmehr liegen die Grundst�cke brach und werden noch nicht

einmal landwirtschaftlich genutzt.«

Nach Eingang der Beschwerde des Herrn Christmann wurde von der immissionsfachlichen

Abteilung des Landratsamts festgestellt, dass auch auf dessen Grundst�ck die einschl�gigen Grenz-

werte der TA Luft bzw. TA L�rm mit Sicherheit eingehalten w�rden.

Das zust�ndige Amt f�r Landwirtschaft bescheinigte, dass f�r den Fall der Aufnahme der land-

wirtschaftlichen Nutzung auf den Nachbarfl�chen im Gemeindegebiet Bernried durch die Anlage

mit keinerlei Beeintr�chtigung der landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen sei. Die fraglichen

Fl�chen sind im Fl�chennutzungsplan der Gemeinde Bernried als Fl�chen f�r die Landwirtschaft

ausgewiesen; es besteht derzeit noch kein Beschluss zur �nderung des Fl�chennutzungsplans oder gar

zur Aufstellung eines Bebauungsplans mit dem Ziel, diese Fl�chen k�nftig einer Wohnnutzung

zuzuf�hren.

Ausweislich einer Aktennotiz entschloss sich das Landratsamt in Folge einer Besprechung zwi-

schen dem Bauabteilungsleiter und dem Leiter der Umweltschutzabteilung, welche auch den

Immissionsschutz umfasst, die Anlage dennoch in der gegenw�rtig beantragten Form zu genehmi-

gen. Ausschlaggebend hierf�r war Folgendes: Im Gemeindegebiet Tutzing gibt es weder ein Indus-

triegebiet noch eine Fl�che, die in ortsplanerisch vertretbarer Weise mit einem Industriegebiet

�berplant werden k�nnte. Beide Abteilungsleiter waren der Ansicht, dass es immer noch besser

sei, die Anlage ausnahmsweise in einem Gewerbegebiet zuzulassen, als den Außenbereich damit zu
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belasten, zumal die Antragsteller im Außenbereich der Gemeinde Tutzing �ber kein Grundst�ck

verf�gten. Die Grundst�cke der Einwender im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-

ren w�rden nicht unzumutbar belastet, weil die einschl�gigen Grenzwerte der TA L�rm und der TA

Luft eingehalten w�rden. Zwar w�rden die einschl�gigen Grenzwerte auf n�her am Betriebsgrund-

st�ck gelegenen Nachbargrundst�cken deutlich �berschritten, jedoch h�tten die Eigent�mer dieser

Grundst�cke im Genehmigungsverfahren keine Einwendungen erhoben, so dass davon auszugehen

sei, dass diese subjektiv weniger l�rmempfindlich seien. In einem Gewerbegebiet gebe es auch

grunds�tzlich kaum Wohnnutzung, so dass eine �berschreitung der Grenzwerte hier weniger

gravierend sei als etwa in einem Wohngebiet. Außerdem k�nne mit einer Einhausung der gesamten

Anlage eine deutliche Verbesserung der Situation erreicht werden. Diese k�nne auf Grund der

hohen Kosten den Antragstellern aber erst nach etwa einj�hriger Betriebsdauer zugemutet werden.

Art, Umfang und bauliche Ausf�hrung der Einhausung selbst k�nnten erst nach weiteren zeit-

aufwendigen Untersuchungen hinreichend genau bestimmt werden. Dass eine Einhausung notwen-

dig sei, sei jedoch bereits jetzt unzweifelhaft. Deshalb und zur Vermeidung von Zeitverz�gerungen

im Genehmigungsverfahren solle eine die Einhausung anordnende Nebenbestimmung aber bereits

jetzt in den Bescheid aufgenommen werden. Das Vorbringen der Gemeinde Bernried sei irrelevant,

diese sei schließlich nicht Verfahrensbeteiligte nach § 10 V BImSchG.

Diese Erw�gungen finden sich auch in der Begr�ndung des Genehmigungsbescheids wieder.

In baurechtlicher Hinsicht stellt der Rechtsanwalt Folgendes fest: Das Betriebsgrundst�ck liegt in

einem Gewerbegebiet, welches auch das Grundst�ck, welches Herr Schreckenbach gemietet hat,

umfasst. Das Grundst�ck von Herrn Petry liegt in einem allgemeinen Wohngebiet. Dieses Bau-

gebiet grenzt direkt an das Gewerbegebiet an. Beide Gebiete sind jeweils mittels eines qualifizierten

Bebauungsplans festgesetzt. Beide Bebauungspl�ne sind ordnungsgem�ß zustande gekommen und

begegnen auch in materiell-rechtlicher Hinsicht keinerlei Bedenken. Mit Ausnahme der geplanten

Eisenverwertungsanlage gibt es in dem Gewerbegebiet bislang ausschließlich nicht st�rende Gewer-

bebetriebe im Sinne der BauNVO. Die Gemeinde Tutzing wurde im immissionsschutzrechtlichen

Verfahren beteiligt und hat dem Vorhaben gem. § 36 BauGB zugestimmt.

In prozessualer Hinsicht stellt der Rechtsanwalt fest, dass die Genehmigung der Eisenverwertungs

GmbH am 24.10.2007 mit ordnungsgem�ßer Rechtsbehelfsbelehrung durch Postzustellungsurkunde

zugestellt wurde, und dass alle Klagen auf Aufhebung der Anlagengenehmigung form- und fristgerecht

beim Verwaltungsgericht M�nchen eingegangen sind. Alle Kl�ger wiederholen zur Begr�ndung der

Klage ihre bereits im Genehmigungsverfahren vorgetragenen Einwendungen. Mit Schreiben vom

27.10.2007 hat das Landratsamt Starnberg den Antrag der Eisenverwertungs GmbH auf sofortige

Vollziehbarkeit der ihr erteilten Genehmigung mit der Begr�ndung abgelehnt, es sei unsicher, ob die

hiergegen erhobenen Nachbarklagen Aussicht auf Erfolg h�tten. Vor diesem Hintergrund m�sse

verhindert werden, dass durch den sofortigen Baubeginn vollendete Tatsachen geschaffen w�rden.

Das Gericht hat die Nachbarklagen zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung unter den Az.

M 1 K 8545 – 48/06 verbunden, die Eisenverwertungs GmbH zum Verfahren beigeladen und ihr

anheimgegeben, auf die Klagen binnen eines Monats zu erwidern. Die Klage der Eisenverwertungs

GmbH gegen die Einhausungsbestimmung wird unter dem Az. M 1 K 8721/06 gef�hrt. Insoweit war

Herrn Engelke jun. aufgegeben worden, binnen eines Monats eine ihn f�r die Eisenverwertungs

GmbH autorisierende Vollmacht vorzulegen und die Klage zu begr�nden.

Bearbeitervermerk: Der dem Rechtsanwalt erteilte Auftrag ist auszuf�hren. Die erforderlichen

Schrifts�tze sind zu entwerfen, wobei insoweit Adressenangaben und Sachverhaltsdarstellung erlas-

sen sind. Soweit der mitgeteilte Sachverhalt nach Ansicht des Bearbeiters f�r die Bearbeitung nicht

ausreicht, ist zu unterstellen, dass eine weitere Sachverhaltsaufkl�rung nicht m�glich war. Soweit in

den Schrifts�tzen ein Eingehen auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen nicht erforderlich erscheint, sind

diese in einem Hilfsgutachten zu er�rtern. Es ist davon auszugehen, dass das Verwaltungsgericht

M�nchen �rtlich zust�ndig ist und das Widerspruchsverfahren auf Grund landesrechtlicher Vor-

schriften entf�llt. Zum Vollzug des BImSchG ist nach dem landesrechtlichen Immissionsschutz-

gesetz das Landratsamt (�rtlich zust�ndig: Starnberg) als Staatsbeh�rde berufen.

n L�SUNG
Rechtsanwalt Dr. Thannh�userKlager�cknahme

An

Das Bayerische Verwaltungsgericht M�nchen

Az.: M 16 K 8721/06

Unter Vollmachtsvorlage zeige ich die Vertretung der Eisenverwertungs GmbH, Tutzing, an.

Namens und im Auftrag meiner Mandantin nehme ich die am 22.11.2007 zur Niederschrift des

11/2008 807
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